Beschluss des NO Monitoringausschusses vom 11.09.2025

Stellungnahme zur Anderung des NO Sozialhilfe-Ausfiihrungsgesetz und zur Verordnung

Uber die Berticksichtigung von Eigenmitteln

Der NO Monitoringausschuss (NO MTA) ist ein unabhangiger und weisungsfreier
Ausschuss, der die Einhaltung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen
durch die offentliche Verwaltung fiir den Bereich der niederdsterreichischen

Landeskompetenz tUberwacht.

Seine Rechtsgrundlagen sind die UN-Konvention tber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (UN-BRK) und das NO Monitoringgesetz, LGBI 9291.

Der Ausschuss ist gemaR § 4 Abs. 1 Z 2 NO Monitoringgesetz, LGBI 9291 berechtigt,
Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren zu Gesetzes- und Verordnungsentwdtrfen
gegeniiber der NO Landesregierung abzugeben, die Angelegenheiten von Menschen mit
Behinderungen betreffen.

Der NO Monitoringausschuss gibt folgende Stellungnahme zu den
Anderungsentwiirfen des NO Sozialhilfe-Ausfiihrungsgesetzes und der Verordnung

Uber die Beruicksichtigung von Eigenmitteln ab:

Der NO MTA begriiRt die Neuregelungen zur Unzumutbarkeit der Verfolgung gesetzlicher
Unterhaltsanspriche von Personen, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, die
arbeitsunfahig sind und tber einen Behindertenpass des Sozialministeriumservice gemalf
§ 40 Abs. 1 und Abs. 2 des BBG verfiigen.

Zum Entfall des Schulungszuschlages (8 Entfall von § 14 Abs. 1a und § 16 Abs. 5 NO
SAG neu):

Bei Bezug von Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung wurde bisher ein Schulungszuschlag von

bis zu 374 Euro pro Monat gewahrt, wenn die beziehenden Personen an Nach- und
Umschulungen des Arbeitsmarktservices (AMS) teilnahmen. Diese Regelung galt nur fir
eine Ubergangsphase bis zum 30. Juni 2025. Seitdem gibt es in NO fiir
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Sozialhilfebeziehende, die eine Schulung beim AMS absolvieren, keinen zusatzlichen
Schulungszuschlag mehr, da dies im Rahmen des Bundesgesetzes nicht mehr
vorgesehen ist. Die diesbeziigliche bundesgesetzliche Regelung ist am 01.07.2025
in Kraft getreten. Die Lander haben binnen 4 Monaten ab Inkrafttreten
Ausfuihrungsgesetze zu erlassen. Dem kommt das Land NO durch den gegenstandlichen

Verordnungsentwurf nach.

Der NO MTA weist darauf hin, dass der Entfall des Schulungszuschlages Menschen mit
Behinderungen harter treffen kbnnte, da diese von vornherein schwierigere
Einstiegsmdglichkeiten in den Arbeitsmarkt haben. Durch entsprechende
Weiterqualifikation konnten diese Personen fiir Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber jedoch
attraktiver werden. Indem dieser Schulungszuschlag nun gestrichen wird, wird eine
weiterbildende Mal3nahme fiir Menschen mit Behinderungen unter Umstanden erschwert

und verharren diese umso langer in der Arbeitslosigkeit.

Gemal Art. 27 UN-BRK erkennen die Vertragsstaaten das Recht von Menschen mit
Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen auf Arbeit an; dies
beinhaltet das Recht auf die Mdglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu
verdienen, die in einem offenen, inklusiven und fir Menschen mit Behinderungen

zuganglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewahlt oder angenommen wird.

Weiters ist in Art. 26 UN-BRK verankert, dass die Vertragsstaaten wirksame und
geeignete MalRnahmen treffen, einschlief3lich durch die Unterstiitzung durch andere
Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in die Lage zu
versetzen, ein Hochstmald an Selbstbestimmung, umfassende kérperliche, mentale,
soziale und berufliche Fahigkeiten sowie die volle Inklusion in alle Aspekte des Lebens
und die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. Zu
diesem Zweck organisieren, starken und erweitern die Vertragsstaaten umfassende
Dienste und Programme zur Vermittlung von Fahigkeiten und zur Rehabilitation,
insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der Beschaftigung, der Bildung und der

Sozialdienste (...).
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Der NO MTA regt daher an, statt des Schulungszuschlages andere finanzielle
Anreize in Bezug auf die Weiterbildungsmaoglichkeiten bei Arbeitslosigkeit ftr
Menschen mit Behinderungen zu schaffen, um den Einstieg fur diese

Personengruppe in den Arbeitsmarkt zu erleichtern.

Hinsichtlich des Anderungsentwurfes zur Verordnung tber die Beriicksichtigung von
Eigenmitteln wird auf den Beschluss einer Empfehlung des NO MTA vom 26.05.2025
hingewiesen: Der NO MTA hat empfohlen, MaRnahmen zu setzen, um zu gewéhrleisten,
dass Menschen mit Behinderungen, die eine unbefristeten Invaliditats- bzw.
Berufsunfahigkeitspension beziehen, unter denselben Bedingungen eine stationare
Therapie absolvieren konnen wie Menschen mit Erwerbseinkommen. Diese Empfehlung

wurde mit dem vorliegenden Anderungsentwurf nicht umgesetzt.

AbschlieBend weist der NO MTA darauf hin, dass der im NO SAG (siehe § 44 Abs. 1) als
auch in der Eigenmittel-VO (siehe § 2 Z 11) verwendete Begriff ,Menschen mit
besonderen Bedtrfnissen® nicht jenem Begriff entspricht, den die UN-

Behindertenrechtskonvention verwendet.

Der NO MTA regt daher an, den Begriff , Menschen mit Behinderungen* in das
NO SAG und in die Eigenmittel-VO zu (ibernehmen.

St. Pdlten, am 12.09.2025

NO Monitoringausschuss
Ing.inMag.aGrubler—-Camerloher

(Vorsitzende)

elektronisch unterfertigt



Bei |l age zu Stel |l ungnahnme des NO MIA, beschl ossen am 11.09. 2025
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Empfehlung des NO Monitoringauschusses zur Verordnung iiber die
Beriicksichtigung von Eigenmitteln zum NO SHG und NO SAG

Der NO Monitoringausschuss (NO MTA) ist ein unabhangiger und weisungsfreier
Ausschuss, der die Einhaltung der Menschenrechte von Menschen mit
Behinderungen durch die offentliche Verwaltung fur den Bereich der

niederosterreichischen Landeskompetenz Uberwacht.

Er ist gemaR § 4 Abs. 1 Ziff. 1 NO Monitoringgesetz, LGBI. 9291 berechtigt,
Empfehlungen und Stellungnahmen betreffend die Rechte von Menschen mit
Behinderungen im Zusammenhang mit Angelegenheiten der UN-Konvention uber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) gegentiber der

NO Landesregierung abzugeben.

Der NO Monitoringausschuss gibt gemaR § 4 Abs. 1 Z 1 NO Monitoringgesetz,
folgende Empfehlung zur Verordnung uber die Beriicksichtigung von
Eigenmitteln ab:

,Der NO Monitoringausschuss erlangte Kenntnis von Beschwerden an die

NO Antidiskriminierungsstelle von betroffenen Menschen mit Behinderungen, die
stationar in Suchteinrichtungen betreut werden und 80% ihrer Invaliditatspension
bzw. Berufsunfahigkeitspension als Kostenbeitrag leisten missen.

Die Hohe des Kostenbeitrags wird in der Verordnung uber die Berucksichtigung von

Eigenmitteln geregelt.

Mit der Anderung dieser Verordnung vom 1.2.2024 werden vom Erwerbseinkommen
nicht mehr 50%, sondern nur mehr 25% fiir die Bemessung des Kostenbeitrags
herangezogen. Auch Leistungen, die an Stelle des Erwerbseinkommens treten, sind
von der Neuregelung umfasst. An die Stelle des Erwerbseinkommens treten zB
Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Krankengeld, Rehabilitationsgeld,
Wiedereingliederungsgeld, ....

Fur Menschen mit Behinderungen, die eine Invaliditats- bzw.
Berufsunfahigkeitspension beziehen, werden jedoch weiterhin 80% der Pension zur

Bemessung des Kostenbeitrags herangezogen.


Stundner Patrick
Schreibmaschine
Beilage zu Stellungnahme des NÖ MTA, beschlossen am 11.09.2025
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Es besteht zwar die Mdglichkeit, dass die zustandigen Bezirksverwaltungsbehdrden
mittels Einzelfallprifung den Kostenbeitrag aufgrund sozialer Harte ganz oder
zumindest teilweise nachsehen, aber wenn diese Priufung nicht erfolgt — wie in den
Beschwerden an die NO Antidiskriminierungsstelle mitgeteilt — missen die
betroffenen Personen 80% ihrer Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension als
Kostenbeitrag leisten.

Dadurch haben in stationarer Therapie befindliche Menschen mit Behinderung diese

abgebrochen oder eine solche erst gar nicht begonnen.

Auch das alleinige Abstellen auf das Vorliegen sozialer Harte fir Menschen mit
Behinderung stellt ein unbilliges Hindernis dar und steht in Widerspruch mit den
Forderungen der UN-BRK, die Osterreich 2008 ratifiziert hat.

Art. 25 der UN-BRK regelt, dass Menschen mit Behinderung das erreichbare
Hochstmaly an Gesundheit ohne Diskriminierung zuganglich zu sein hat und dass
daher daflir Sorge zu tragen ist, dass Menschen mit Behinderung Zugang zu

Gesundheitsdiensten, einschlief3lich gesundheitlicher Rehabilitation haben.

Des Weiteren fordert Art. 28 UN-BRK einen angemessenen Lebensstandard und
sozialen Schutz fir Menschen mit Behinderung, wie etwa einen angemessenen
Lebensstandard, der Ernahrung, Bekleidung und Wohnung fur sich selbst sowie die

Familie ermdglicht.

Der NO MTA empfiehlt daher MaBnahmen zu setzen, um zu gewihrleisten, dass
Menschen mit Behinderungen, die eine unbefristete Invaliditats- bzw.
Berufsunfahigkeitspension beziehen, unter denselben Bedingungen eine

stationare Therapie absolvieren konnen wie Menschen mit Erwerbseinkommen.

St. Polten, am 26.05.2025

NO Monitoringausschuss
Ing.inMag.aGriubler—Camerloher

(Vorsitzende)

elektronisch unterfertigt
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